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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
11.01.2023 

HHA 

Fraktion der Freien Demokraten 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: PR-Kampagne zur Ausbildungsoffensive "Justiz Hessen als attraktiver und begehrter 

Arbeitgeber" 
 
Einzelplan  05 Hessisches Ministerium der Justiz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  05 01   Bezeichnung Ministerium 

Produktnummer  1-999 Bezeichnung diverse 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
                  

14 Summe Aufwendungen 86.956.100 25.000 86.981.100 

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
 

 
  

  Drucksache 20/9790 
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge                   

14 Summe Aufwendungen 87.628.800 25.000 87.653.800 

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben             25.000 

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
      
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Der Personalbedarf im Bereich der hessischen Justiz ist unbestritten und wird sich in den kommenden Jahren noch weiter 
erhöhen. Insoweit ist es unabdingbar, für die Ausbildung in den unterschiedlichen Justizberufen aktiv zu werben, um dadurch 
Nachwuchskräfte zu akquirieren. Dies soll analog der bereits im Bereich der Finanzverwaltung existenten Werbekampagne 
geschehen (z.B. auf Messen, Kino-Spots, Social-Media etc.). Aufgrund des Neustarts einer solchen Werbekampagne sind 
im ersten Jahr entsprechend höhere Kosten zu veranschlagen, während die Kosten für die Folgejahre den Kosten der 
Öffentlichkeitsarbeit im Bereich der Finanzverwaltung entsprechen. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 11.01.2023 
 
Für die Fraktion 
der Freien Demokraten 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
René Rock 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


